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Bei anderen gelesen

Rüstung und Staatsverschuldung in den USA

Rund 1,8 Billionen US-Dollar will das Pentagon in den näch
sten fünf Jahren für die Hochrüstung ausgeben. Der USA-Prä- 
sident schraubte seine Forderungen zum Rüstungsbudget im 
Fiskaljahr 1984 bis zu einem Rekordvolumen von 253 Mrd. US- 
Dollar hoch, und diese Summe wurde ihm bereits vom Kongreß 
bewilligt. Darin sind Mittel für den Bau der MX-Nuklearrake- 
ten, für den neuen strategischen Langstreckenbomber B-1 und 
für die Produktion der Pershing-ll-Raketen enthalten. Außer
dem wurden Mittel für die Wiederaufnahme der Produktion 
von Nervengas, die seit 1969 ruhte, bereitgestellt. Ferner stie
gen die Ausgaben für militärische Forschung und Entwicklung 
von 15 Mrd. im Finanzjahr 1980 auf 32 Mrd. US-Dollar im Fi
nanzjahr 1984, wobei weitere Steigerungen vorgesehen sind, 
während es im zivilen Bereich zu einem Rückgang von 17 Mrd. 
auf 14 Mrd. US-Dollar kam.

Als Konsequenz aus der Steigerung der Rüstung ergibt sich 
für die Reagan-Administration — wie schon in den vergangenen 
Jahren — der Kurs auf die weitere Kürzung der zivilen Aus
gaben. Das betrifft im Finanzjahr 1984 insbesondere die Sub
ventionen für die Landwirtschaft, die staatlichen Zuwendungen 
für den Umweltschutz Und die Ausgaben für die Energiever
sorgung. Kürzungen sind ferner im Gesundheitswesen, in der 
zivilen Forschung, in der Ausbildung und im Transportwesen 
vorgesehen. Nicht zuletzt sollen die Sozialausgaben nahezu 
stagnieren.

Das Aufkommen des USA-Staatshaushaltes ist von quanti
tativen Proportionen gekennzeichnet, die sich in der Reihen
folge ihres Volumens wie folgt gestalten: individuelle Einkom
mensteuern (40 Prozent), Sozialversicherung (20 Prozent), 
Staatsanleihen (12 Prozent), Besteuerung der Unternehmen 
(9 Prozent), Verbrauchsteuern (6 Prozent), sonstiges (4 Pro
zent).

Zu den qualitativen Merkmalen der Einnahmenstruktur ge
hört die Tatsache, daß der weit überwiegende Teil der Staats
einnahmen von den Werktätigen unmittelbar getragen wird. 
Hierauf weist insbesondere der geringe Anteil hin, den die 
Steuern der Unternehmen an den Staatseinnahmen haben.

Eine der hauptsächlichsten staatlichen Finanzeinnahmen 
fließt aus den Abführungen der Sozialversicherung. Aber das 
Social Security System steht gegenwärtig vor dem völligen 
Bankrott und kann ausschließlich mit Notprogrammen in Funk
tion gehalten werden. Sein auf 200 Mrd. US-Dollar geschätztes 
Defizit entstand auf der Grundlage der inflationären Prozesse 
und vor allem der Massenarbeitslosigkeit. Etwa 35 Millionen 
Arme, mehr als 10 Millionen registrierte Arbeitslose und zahl
lose nicht registrierte Werktätige ohne Arbeit können entweder 
überhaupt keine Beiträge oder nur noch reduzierte Sozialver
sicherungsabgaben entrichten. Auch die anteiligen Abführun
gen der Unternehmen, die sich der Arbeiter entledigt haben, 
bleiben aus. Der Kurs der Regierung ist angesichts dieser Sach
lage darauf gerichtet, das Defizit der Sozialversicherung durch 
Minderung ihrer Leistungen für die Versicherten zu reduzieren.

In Konsequenz der zu kompensierenden Defizite, die sich 
ln den Jahren von 1980 bis 1983 mehr als verdreifachten, nahm 
die jährliche Neuverschuldung des Bundeshaushaltes der USA 
sprunghaft zu und wird bis Ende 1984 zu einem Schuidenberg 
von 1 606,3 Mrd. US-Dollar geführt haben.
(Aus: IPW-Berichte 1984, Heft 2, S. 40 f.)

brueh bedeutet und bewirkt eine prinzipielle Veränderung des 
Verhältnisses zwischen Staat und Gesellschaft, zwischen Staat 
und Bürger.

Die Forderung nach immer stärkerer Einbeziehung der 
Werktätigen in die staatliche Leitungstätigkeit, die Verwirk
lichung des in Art. 21 der Verfassung statuierten Grundrechts 
auf umfassende Mitbestimmung und Mitgestaltung des poli
tischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Lebens der 
Gesellschaft und des sozialistischen Staates ist keine Agita- 
tionslosung, kein demokratischer „Zierat“, sondern der poli
tische Ausdruck eines fundamentalen historischen Prozesses, 
der mit der Errichtung des sozialistischen Staates eingeleitet 
wurde. Dieser Prozeß begann im Weltmaßstab mit der Okto
berrevolution, und er ist — auch im Weltmaßstab gesehen — 
nicht mehr umkehrbar.

Diese Erkenntnis läßt uns viele Erscheinungen der Gegen

wart deutlicher sehen: Beispielsweise sind die wachsende Un
ruhe der Volksmassen in vielen kapitalistischen Ländern, ihre 
Forderungen nach größerem politischem Elinfluß nicht zuletzt 
auch Folge der Ausstrahlung dieses historischen Prozesses, der 
sich in den sozialistischen Ländern immer sichtbarer vollzieht. 
Aber auch die Kompliziertheit der Entwicklung und prak
tischen Gestaltung unserer eigenen staatlichen Leitungspro
zesse im Sozialismus wird deutlicher. Der Sozialismus kann 
mit seiner gesellschaftlichen und staatlichen Leibungspraxds 
auf keine historischen Vorbilder vergangener Gesellschafts
epochen und -formationen zurück greifen. Sie ist in der Ge
schichte ohne Beispiel; denn es geht ja nicht darum, große 
Massen irgendwohin zu dirigieren, sondern es geht um tief
greifende soziale, ökonomische und auch bewußtseinsmäßige 
Gestaltungsprozesse, die die werktätigen Massen des Volkes 
mit wachsender Bewußtheit selbst vollbringen und vollbrin
gen müssen. Dieser geschichtliche Umbruch zur bewußten Ge
sellschaftsgestaltung kann nicht ohne Schwierigkeiten, ohne 
das Erproben immer neuer Wege und Methoden und ohne 
das Sammeln und Verallgemeinern immer neuer Erfahrungen 
vor sich gehen.

Das Wesentliche aber ist, daß dieser Prozeß in unserem 
Jahrhundert in Gang gekommen ist und daß er mit wachsen
der Ausstrahlungskraft an Tempo und Dynamik gewinnt. Er 
vollzieht sich, indem die Arbeiterklasse mit Hilfe ihrer Staats
macht und gemeinsam mit ihren Verbündeten zunächst die 
Produktionsverhältnisse und die Sozialstruktur der Gesell
schaft so umgestaltet, daß die Ausbeuterklassen aus dem Le
ben der Gesellschaft verschwinden, die Gesellschaft ausschließ
lich aus werktätigen Klassen und Schichten besteht und der 
Staat der Diktatur des Proletariats objektiv die Interessen 
des ganzen Volkes vertritt. Er gewinnt an Intensität, wenn 
es die Arbeiterklasse unter Führung ihrer marxistisch-leni
nistischen Partei bei der Gestaltung der entwickelten sozia
listischen Gesellschaft versteht, auf der Basis der objektiv 
übereinstimmenden Grundinteressen der werktätigen Klas
sen und Schichten die differenzierten individuellen und kol
lektiven Interessen so mit diesen gemeinsamen Grundinter
essen — die die Staatsinteressen sind — zu verbinden, daß sie 
durch das zielstrebige und bewußte Handeln der Bürger bei 
der Verwirklichung ihrer individuellen und kollektiven In
teressen realisiert werden, daß die spezifischen, dem Sozia
lismus eigenen Triebkräfte des gesellschaftlichen Fortschritts 
entwickelt und wirksam gemacht werden, damit die ökono
mische und soziale Leistungskraft der Gesellschaft mit wach
sendem Tempo gesteigert werden kann.

Im 35. Jahr unserer Republik können wir mit berechtigtem 
Stolz feststellen: Die Partei der Arbeiterklasse und unser 
Arbeiter-und-Bauern-Staat haben den gewaltigen geschicht
lichen Prozeß der prinzipiellen, Umkehr des Verhältnisses von 
Staat und Gesellschaft mit großem Erfolg gemeistert. „Die 
sozialistische Staatsmacht unter Führung unserer marxistisch- 
leninistischen Partei ist der Garant für unser kontinuierliches, 
stabiles und dynamisches Voranschreiten. Daher bleibt die 
Stärkung und die Gewährleistung der Unantastbarkeit der 
Macht der Arbeiter und Bauern, der ersten wahren Volks
macht auf deutschem Boden, ein Grundanliegen unserer Par
tei.“15
(Dem vorstehenden Beitrag liegt ein Auszug aus dem Referat zu
grunde, das der Verfasser am 7. März 1984 auf einer Konferenz des 
Präsidiums der URANIA in Vorbereitung des 35. Jahrestages der Grün
dung der DDR und der Kommunalwahlen zum Thema „Die Verwirkli
chung der Beschlüsse des X. Parteitages der SED zur Erhöhung der 
Effektivität und Qualität der staatlichen Leitung“ gehalten hat.)

5 Aus dem Bericht des Politbüros an die 7. Tagung des Zentralkomi
tees der SED, Berlin 1983, S. 40. *

Im Staatsverlag der DDR ist erschienen
Autorenkollektiv: Staats- und Rechtsgeschichte der DDR (Grundriß)
255 Seiten; EVP (DDR): 20 M
Diese erste Gesamtdarstellung des Entstehens und der Entwicklung des sozia
listischen Staates und Rechts in der DDR umfaßt den Zeitraum von 1945 bis 
In die 70er Jahre. Hingewiesen sei hier beispielsweise auf die Darlegungen 
über den Beginn des Aufbaus der antifaschistisch-demokratischen Justiz, über 
die Entwicklung des staats- und rechtspolitischen Konzepts der SED in den Jah
ren 1946—48, über die Ausarbeitung der Verfassung der DDR von 1949, über 
die staats- und rechtspolitische Aufgabenstellung der 2. Parteikonferenz der 
SED von 1952, über die Festigung der sozialistischen Staatsmacht und die Ent
faltung der sozialistischen Demokratie bei der Schaffung der Grundlagen des 
Sozialismus (Anfang der 60er Jahre).


